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Eine gute Nachricht ist in diesen
Wochen der aufgeregten gesund-
heitspolitischen Debatte fast unter-
gegangen: Das Arzneimittelbudget
wird zum Jahresbeginn 2002 endlich
abgeschafft.Mit der Zustimmung des
Bundesrates Anfang November hat
das „Arzneimittelbudget-Ablösungs-
gesetz“ die letzte Hürde genommen.

Das ist gut so,weil damit die unsäg-
liche Drohung mit dem Kollektivre-
gress vom Tisch ist, die in der Ver-
tragsärzteschaft regelmäßig zum Teil
existenzielle Ängste ausgelöst und
eine rationale Verordnungsweise
nicht unbedingt gefördert hat.

Das ist auch gut, weil es zeigt: Die
Bundesregierung hat immerhin im Be-
reich der Arzneimittelversorgung an-
erkannt,dass Budgetierung in die Ra-
tionierung führt. Die Patienten spür-
ten den Druck der Budgets,und die Po-
litik erhielt dadurch Gegendruck.

Die Abschaffung der Budgets ist
nicht zuletzt deshalb gut, weil die
Ärzteschaft in der Diskussion über
Arzneimittelbudget und Kollektiv-
regress regelmäßig in ein schiefes
Licht gerückt wurde. In der Öffent-
lichkeit entstand der verheerende
Eindruck, dass die Ärzte finanziell
von den Verordnungen profitierten.

Denn wie sonst sollte sich ein nor-
maler Bürger erklären,dass die Doc-
tores für Budgetüberschreitungen
mit ihrem eigenen Honorar kollek-
tiv haften? In ihrer Abstrusität war
die Regressregelung, übrigens eine
Hinterlassenschaft der Seehofer-Ära,
der Bevölkerung nur schwer ver-
ständlich zu machen.So war sie nicht
nur eine Bedrohung für die materi-
elle Existenz der Praxen, sondern
auch eine schwere Belastung für das
Vertrauensverhältnis zwischen Pati-
ent und Arzt.

Selbstverständlich bleiben die Ärz-
tinnen und Ärzte auch künftig wei-
ter in der Verantwortung für eine
wirtschaftliche Verordnungsweise.
Doch wird es nun möglich, über in-
dividuelle Richtgrößen und Zielver-
einbarungen der gemeinsamen
Selbstverwaltung die Arzneimittel-
versorgung patientengerechter zu
steuern, als dies unter Budgetbedin-
gungen der Fall war.

Dennoch – und damit bin ich am
Ende der guten Nachricht –  kehrt
keine Ruhe ein. Unter dem Druck
des milliardenschweren Defizits der
Gesetzlichen Krankenversicherung
im ersten Halbjahr 2001 sorgen kurz-
atmige Sparaktivitäten der Bundes-
regierung für neue Verunsicherung.
Eine Aut-idem-Regelung und preis-
liche Eingriffe in den Arzneimittel-
markt sollen nun der Weisheit letz-
ter Schluss sein.

Wie problematisch eine Aut-idem-
Regelung unter den Aspekten der The-
rapiefreiheit und der Therapieverant-
wortung zu sehen ist, hat die Kam-
merversammlung der Ärztekammer
Nordrhein kürzlich in Köln gezeigt (sie-
he dazu auch „Thema“ Seite 10). Ich
bin der Meinung, dass gerade bei un-
seren älteren Patienten eine heillose
Verwirrung entstehen würde – bis hin
zu dem Missverständnis,dass nunmehr
der Apotheker für die Behandlung mit
Arzneimitteln zuständig sei.

Abenteuerlich mutet der Ablass-
handel um die preislichen Eingriffe in
den Arzneimittelmarkt an.Mit immer
neuen Rabatt-Angeboten auf freiwil-
liger Basis versuchen sich die Arznei-
mittelhersteller von gesetzlichen Re-
gelungen freizukaufen. Beobachter
des parlamentarischen Geschehens
sind entsetzt,von „Bestechung“,„Nöti-
gung“, „Kuhhandel“ und „orientali-
schem Basar“ ist die Rede, und mit-
ten im Geschehen befindet sich der
Bundeskanzler persönlich.

Vertreter der großen Pharmakon-
zerne haben sich im Kanzleramt mit
einer Einmalzahlung von 400 Mil-
lionen DM bereits von dem im Spar-
paket vorgesehenen Preisabschlag
freigekauft.Umgehend boten die mit-
telständischen Hersteller 900 Millio-
nen in zwei Jahren für einen Verzicht
auf die Aut-idem-Regelung.

Man darf gespannt sein, ob der
Ausverkauf im Kanzleramt weiter-
geht. Eines jedoch steht bereits fest:
Das Geschacher hat mit planvoller
Gesundheitspolitik wenig zu tun.
Aber die vermissen wir ja schon ziem-
lich lange.
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